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Änderung der Versicherungsbedingungen für die Krankentagegeldversicherung 
 
Allgemein 
Bei der SIGNAL IDUNA Krankenversicherung a. G. gibt es aufgrund der Historie drei 
unterschiedliche Allgemeine Versicherungsbedingungen zur Krankentagegeldversicherung 
(MB/KT).  
 
1. AVB von ehemals SIGNAL Krankenversicherung a. G. 
2. AVB von ehemals Deutscher Ring Krankenversicherungsverein a.G. 
3. AVB von ehemals Nova Krankenversicherung a.G.  
  
Teilweise sind die Änderungen in allen Bedingungen identisch (z.B. beim § 4 Abs. 4 MB/KT). 
In anderen Punkten bleiben die Regelungen jedoch unterschiedlich (z.B. im Hinblick auf die 
Definition des Nettoeinkommens).  
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1. Leistungen bei Mutterschutz 
PKV-Unternehmen sind durch das sogenannte Gesetz zur Stärkung der Heil- und 
Hilfsmittelversorgung (HHVG) und die damit einhergehende Änderung des VVG (§192 Abs. 
5 Satz 2 sowie § 197 Abs. 1 Satz 1) verpflichtet, während der gesetzlichen 
Mutterschutzfristen und für den Entbindungstag ein vereinbartes Krankentagegeld zu leisten. 
Der Hintergrund dieser Änderung war, das vor allem PKV-versicherte Selbstständige 
generell keinen Ausgleich des in der genannten Zeit entstehenden Verdienstausfalls hatten. 
Von der Neuregelung profitieren aber auch PKV-versicherte Arbeitnehmerinnen.  

Die neue, im PKV-Verband erarbeitete Bestimmung in den Musterbedingungen wurde in die 
AVB der Krankentagegeldtarife der SIGNAL IDUNA Krankenversicherung a. G. 
übernommen. Hierzu wurde in den Bedingungen (AVB Teil I) der Paragraph 1a mit 
folgendem Wortlaut neu aufgenommen.  

 
§ 1a MB/KT 
Krankentagegeld während der Mutterschutzfristen und am Entbindungstag 
 
 (1) Versicherungsfall ist auch der Verdienstausfall der weiblichen Versicherten, der während der 
Schutzfristen nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes sowie am 
Entbindungstag entsteht, wenn die Versicherte in diesem Zeitraum nicht oder nur eingeschränkt 
beruflich tätig ist. Für diesen Versicherungsfall gelten die Bestimmungen der § 1 und §§ 2 bis 18 
sinngemäß, soweit sich aus den nachfolgenden Absätzen keine Abweichungen ergeben.  
 
(2) Der Versicherer zahlt für die Dauer dieser Schutzfristen und am Entbindungstag ein 
Krankentagegeld in vertraglichem Umfang ungeachtet der Leistungsausschlüsse nach § 5. Soweit der 
versicherten Person in diesem Zeitraum ein Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach dem 
Sozialgesetzbuch Fünftes Buch oder nach dem Mutterschutzgesetz, auf Elterngeld nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz oder auf einen anderen anderweitigen angemessenen Ersatz 
für den während dieser Zeit verursachten Verdienstausfall zusteht, wird dieser auf das vereinbarte 
Krankentagegeld angerechnet. Wenn die versicherte Person während der gesetzlichen 
Mutterschutzfristen oder am Entbindungstag arbeitsunfähig mit Anspruch auf Bezug von 
Krankentagegeld ist oder wird, wird das Krankentagegeld nur einmal bis zur vereinbarten Höhe 
gezahlt.  
 
(3) Das während der Mutterschutzfristen und am Entbindungstag gezahlte Krankentagegeld darf 
zusammen mit dem Mutterschaftsgeld nach dem Sozialgesetzbuch Fünftes Buch und nach dem 
Mutterschutzgesetz, dem Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und anderen 
Ersatzleistungen für den während dieser Zeit verursachten Verdienstausfall das auf den Kalendertag 
umgerechnete, aus der beruflichen Tätigkeit herrührende Nettoeinkommen nicht übersteigen. 
Maßgebend für die Berechnung des Nettoeinkommens ist der Durchschnittsverdienst der letzten 12 
Monate vor Beginn der Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 des Mutterschutzgesetzes. 
 
(4) Der Eintritt und die Dauer der Schutzfristen nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des 
Mutterschutzgesetzes und der Tag der Entbindung sind durch den Versicherungsnehmer 
unverzüglich nachzuweisen. Dieser trägt etwaige Kosten des Nachweises. 
 
(5) Die Wartezeit beträgt acht Monate ab Versicherungsbeginn. 

 

Das bedeutet  
Während der Mutterschutzfristen (grundsätzlich 6 Wochen vor der Entbindung, 8 Wochen 
danach – 12 Wochen bei Früh- und Mehrlingsgeburten) sowie für den Entbindungstag 
erhalten Frauen, die ein Krankentagegeld versichert haben, das vertraglich vereinbarte 
Krankentagegeld. Anderweitige Leistungen wie z.B. Mutterschaftsgeld, Leistungen des 
Arbeitgebers oder Elterngeld werden auf das vereinbarte Krankentagegeld angerechnet und 
vermindern somit die Leistung der SIGNAL IDUNA. Zudem ist für den Versicherungsfall 
„Mutterschutz“ eine Wartezeit von acht Monaten einzuhalten und die tarifliche Karenzzeit zu 
erfüllen.  
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Damit verbessert sich die Leistung der PKV bei Mutterschutz zum Teil erheblich. Nachteile 
gegenüber der GKV werden zwar nicht vollständig bereinigt, aber doch zum Teil erheblich 
vermindert.  

 

Beispiel 1:    
Selbstständige, seit 3 Jahren bei SIKV KV-Vollversichert mit Tarif ESP-VS 22 100 

- Es besteht grundsätzlich ab Beginn der Mutterschutzfrist (6 Wochen vor der 
Entbindung) ein Anspruch auf Krankentagegeld aufgrund der neuen Regelung. 

- Die Karenzzeit von 21 Tagen ist zu erfüllen. Nach Erfüllung der Karenzzeit wird das 
vereinbarte Krankentagegeld in Höhe von 100 Euro pro Tag gezahlt.  

- Von der Entbindung an bis 8 Wochen danach besteht weiterhin ein Anspruch auf das 
vereinbarte Krankentagegeld in Höhe von 100 Euro pro Tag.  

- Wird ein Elterngeld gezahlt, wird das Elterngeld auf die Krankentagegeldleistung 
angerechnet und vermindert die Leistung der SIGNAL IDUNA entsprechend.  

 

Beispiel 2:    
Arbeitnehmerin, seit 5 Jahren bei SIKV KV-Vollversichert mit Tarif ESP-VA 43 120 

- Es besteht grundsätzlich ab Beginn der Mutterschutzfrist (6 Wochen vor der 
Entbindung) ein Anspruch auf Krankentagegeld aufgrund der neuen Regelung. 

- Da die Karenzzeit von 42 Tagen zu erfüllen ist, wird für die 6 Wochen vor der 
Entbindung keine Leistung seitens SIKV zur Verfügung gestellt. 

- Von der Entbindung an bis 8 Wochen danach besteht grundsätzlich ein Anspruch auf 
das vereinbarte Krankentagegeld in Höhe von 120 Euro pro Tag.  

- Mutterschaftsgeld des Arbeitgebers, sonstige Gehaltszuschüsse oder Elterngeld 
werden auf die Krankentagegeldleistung angerechnet und vermindert die Leistung 
der SIGNAL IDUNA entsprechend.   
 

 
Weitere Informationen zu diesem Thema (mit einer Beispielrechnung) finden Sie in dem 
Merkblatt „Informationen zu Mutterschutz, Elternzeit, Elterngeld und Krankenversicherung - 
Formularnummer 17252xx“, das im Beratungshaus zu finden ist. 
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2. Neue Formulierung zur Herabsetzung des Krankentagegelds bei reduziertem 
Nettoeinkommen 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat am 6. Juli 2016 die Formulierung zur Herabsetzung des 
Krankentaggeldes (Herabsetzungsrecht) nach § 4 Abs. 4 MB/KT für unwirksam erklärt. Der 
BGH hat die Klausel zwar nicht in der Sache, aber im Hinblick auf mangelnde Transparenz 
beanstandet. Es wurde im Wesentlichen bemängelt, dass unklar ist, welcher Zeitraum für die 
Betrachtung des Nettoeinkommens und die folgende Herabsetzung ausschlaggebend ist. 
Zudem bezeichnete das Gericht die Definition des Nettoeinkommens in den dem 
Rechtsstreit zugrunde liegenden Versicherungsbedingungen als „unzureichend transparent“. 
Somit waren bzw. sind der PKV-Verband (in seiner Zuständigkeit für die 
Musterbedingungen) und alle privaten Krankenversicherer aufgefordert, die aktuellen 
Formulierungen – insbesondere zur Definition des Herabsetzungsrechts und zum 
Nettoeinkommen – zu prüfen, ggf. zu konkretisieren und die Kunden darüber zu informieren. 
 
Das Herabsetzungsrecht in § 4 Abs. 4 der MB/KT war bisher recht allgemein gehalten. Dies 
hat der BGH bemängelt. Die neue Formulierung für alle Musterbedingungen bei SIGNAL 
IDUNA Krankenversicherung a. G. sieht wie folgt aus: 
 
§ 4 (4) MB/KT 
Sinkt das durchschnittliche Nettoeinkommen der versicherten Person in einem Zeitraum von 12 Monaten unter die Höhe des 
dem Vertrage zugrunde gelegten Nettoeinkommens, kann der Versicherer, auch wenn der Versicherungsfall bereits 
eingetreten ist, das Krankentagegeld und den Beitrag entsprechend dem geminderten Nettoeinkommen herabsetzen.  
  
Für einen Arbeitnehmer sind die letzten 12 Monate vor der Kenntniserlangung des Versicherers der maßgebende Zeitraum. Ist 
bei Kenntniserlangung des Versicherers bereits Arbeitsunfähigkeit eingetreten, ist auf die letzten 12 Monate vor Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit als maßgebenden Zeitraum abzustellen.  
  
Für selbstständig Tätige ist das letzte abgelaufene Kalenderjahr vor Kenntniserlangung des Versicherers der maßgebende 
Zeitraum. Ist bei Kenntniserlangung des Versicherers bereits Arbeitsunfähigkeit eingetreten, ist auf das letzte abgelaufene 
Kalenderjahr vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit als maßgebenden Zeitraum abzustellen. 
 
Zeiten, in denen Arbeitsunfähigkeit oder ein Beschäftigungsverbot aufgrund von Schutzvorschriften bestand, bleiben dabei 
außer Betracht. Die Bestimmung des Nettoeinkommens richtet sich ungeachtet des Absatzes 2 nach den Tarifbedingungen. 
Die Herabsetzung des Krankentagegelds und des Beitrags werden von Beginn des zweiten Monats nach Zugang der 
Herabsetzungserklärung beim Versicherungsnehmer an wirksam. Bis zum Zeitpunkt der Herabsetzung wird die Leistungspflicht 
im bisherigen Umfang auch für eine bereits eingetretene Arbeitsunfähigkeit nicht berührt. 

 
 
Darüber hinaus ist der Versicherungsnehmer während des Bestehens des Vertrages 
grundsätzlich dazu verpflichtet, eine Minderung des Nettoeinkommens anzuzeigen. Dies ist 
auch Folgerichtig. Denn ein Krankentagegeld bietet Ersatz für das aufgrund von 
Arbeitsunfähigkeit entfallende tatsächliche Einkommen.  
 
Die Verpflichtung zur Anzeige des verminderten Einkommens besteht allerdings nur dann, 
wenn die Reduzierung des Nettoeinkommens nachhaltig ist. Das heißt: Voraussetzung ist 
eine gewisse Dauer und/ oder ein gewisser Umfang. Dieser Anforderung und den – 
insbesondere bei Selbstständigen vorkommenden – Einkommensschwankungen wird SIKV 
zukünftig durch die Aufnahme der folgenden Klausel gerecht.  
 
Ergänzend zu § 4 (3) Teil I ist der Versicherungsnehmer nur dann verpflichtet dem Versicherer die Minderung des 
Nettoeinkommens mitzuteilen, wenn die Differenz des abgesunkenen und auf den Tagessatz umgerechneten 
Nettoeinkommens mehr als 10% zum tatsächlich versicherten Krankentagegeldsatz beträgt. Ebenfalls verpflichtet zur 
Mitteilung ist der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Nettoeinkommenssenkung wenn er nicht nachweisen kann, dass 
von diesem Zeitpunkt an gerechnet in einem halben Jahr das Nettoeinkommen wieder auf die ursprüngliche Höhe oder darüber 
hinaus steigen wird.  
Beträgt die Senkung des Nettoeinkommens nicht mehr als 10% zum tatsächlich versicherten Krankentagegeldsatz oder dauert 
die Absenkung des Nettoeinkommens nicht länger als ein halbes Jahr an, verzichtet der Versicherer auf sein 
Herabsetzungsrecht. 
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Das bedeutet im Umkehrschluss: 
Wenn das Einkommen während der Vertragslaufzeit um weniger als 10% sinkt oder die 
Absenkung des Nettoeinkommens nicht länger als ein halbes Jahr andauert, verzichtet die 
SIGNAL IDUNA Krankenversicherung auf eine Herabsetzung.  
 
Und was passiert, wenn das Nettoeinkommen nach einer Herabsetzung wieder steigt? 
Auch hierzu wird in den Krankentagegeldbedingungen der SIGNAL IDUNA 
Krankenversicherung a. G. Transparenz geschaffen. Im Rahmen der Karriereklausel hat der 
VN das Recht auf Heraufsetzung eines nachweislich wieder gestiegenen Nettoeinkommens. 
Das ganze erfolgt ohne erneute Gesundheitsprüfung – wie üblich im Rahmen der 
Karriereklausel. 
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3. Neudefinition des Begriffs „Nettoeinkommen“  
Gemeinsam mit der Neuformulierung des Herabsetzungsrechtes wurde auch geprüft, in wie 
weit eine ausführlichere Erläuterung des Begriffs „Nettoeinkommen“ erfolgen musste und 
konnte. Da aufgrund der unterschiedlichen AVB auch unterschiedliche Ausgangssituationen 
vorliegen, müssen die AVB der jeweiligen Vorgängerunternehmen gesondert betrachtet 
werden.  
 
 
3.1 AVB von ehemals SIGNAL Krankenversicherung a. G. 
In den bisherigen AVB Teil I und II findet sich keine konkrete Definition des Begriffs 
„Nettoeinkommen“. Vertrieblich wurden oftmals 75% des Bruttoeinkommens/ Gewinns als 
versicherbares Einkommen angesetzt. Bei Arbeitnehmern konnten zusätzlich Beiträge zur 
Krankenversicherung, gesetzlichen Renten- und Arbeitslosenversicherung abgesichert 
werden.  
 
Da diese Regelung zu unkonkret war, wurde eine neue Formulierung gefunden, die die 
bisherige Praxis im Wesentlichen in den Bedingungen abbildet und das tatsächliche 
Einkommen absicherbar macht. Es handelt sich somit um eine Verbesserung.  
 
Ab sofort wird das absicherbare Nettoeinkommen in Teil II der AVB für PKV-Versicherte wie 
folgt definiert: 
 
Arbeitnehmer 
Bruttolohn bzw. Bruttogehalt 
- Lohnsteuer 
- Solidaritätszuschlag 
- Kirchensteuer 
- Arbeitnehmeranteil zur Arbeitslosenversicherung 
- Arbeitnehmeranteil zur Rentenversicherung 
+ Arbeitgeberanteil zur privaten KV und PPV (wenn Kunde PKV-Versichert ist)  
+ 80% des Gesamtbeitrages zur Rentenversicherung (AN+AG-Anteil) 
= absicherbares Einkommen  
 
Fazit: 
In der Vergangenheit konnte das Nettoeinkommen mit einem pauschalen Ansatz von 75% 
des Bruttoeinkommens oder aber auch mit einer konkreten Berechnung ermittelt werden. 
Zusätzlich konnten Beiträge zur KV und RV abgesichert werden. Auch in Zukunft kann nach 
wie vor das tatsächliche Einkommen incl. des volle KV-Beitrages und der tatsächlichen 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung abgesichert werden. Insofern gibt es 
substantiell keine wesentliche Änderung - aber durch die Aufnahme in die Bedingungen 
Rechtssicherheit für Ihre Kunden! 
 
Auch bei Selbstständigen gibt es ab sofort in Teil II der AVB eine Definition des 
Nettoeinkommens: 
 
Selbstständige 

Bruttoeinkommen (Gewinn gem. § 4 Abs.3 EStG) 
-  Einkommenssteuer 
-  Kirchensteuer 
-  Solidaritätszuschlag 
+  Beiträge zur eigenen PKV und Pflegepflichtversicherung  
+  Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung (alternativ auch Beiträge zu einem 

Versorgungswerk, das der GRV gleichgestellt ist oder Beiträge zu einer privaten 
Rentenversicherung - beides bis max. zum GRV-Beitrag) 

= absicherbares Einkommen  
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Liegt der Steuerbescheid noch nicht vor, können pauschal 75% des Gewinns angesetzt 
werden. Die Beiträge zur eigenen PKV und PPV sowie zur GRV und alternativ auch Beiträge 
zu einem Versorgungswerk, das der GRV gleichgestellt ist oder Beiträge zu einer privaten 
Rentenversicherung (beides bis max. zum GRV-Beitrag) können natürlich auch dazu addiert 
werden.  
 
 
Fazit: 
Für Selbstständige tritt eine deutliche Verbesserung zur bisherigen Regelung ein. Zum einen 
wird nun transparent, wie „gerechnet“ werden muss. Zum anderen können zukünftig auch 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung oder alternativ zu einem Versorgungswerk, 
das der GRV gleichgestellt ist oder Beiträge zu einer privaten Rentenversicherung (beides 
bis max. zum GRV-Beitrag) zusätzlich abgesichert werden. Zudem sind die Beiträge zur 
eigenen PKV und Pflegepflichtversicherung absicherbar. Dies war in der Vergangenheit so 
nicht geregelt und stärkt die Wettbewerbsposition der Tarife der Marke SIGNAL IDUNA – 
auch gegenüber der gesetzlichen Krankenversicherung – deutlich.   
 
Zu Ihrer Information haben wir hier die neue Formulierung zum „Nettoeinkommen“ bei 
Tarifen der ehemaligen SIGNAL Krankenversicherung a. G. für Sie aufgeführt.  
 
Neue Formulierung MB/ KT 2009 Teil II   
(1)  Abweichend zu § 4 Abs. 2 und ergänzend zu § 4 Abs. 4 gilt für die Ermittlung des Nettoeinkommens Folgendes: 
 
a) Arbeitnehmer 
Bei Arbeitnehmern errechnet sich das Nettoeinkommen aus der versicherten nichtselbstständigen Tätigkeit wie folgt: 
Ausgehend von dem auf den Monat umgerechneten Bruttolohn bzw. –gehalt werden von diesem die Lohn – und Kirchensteuer, 
der Solidaritätszuschlag, sowie die Arbeitnehmeranteile zu den Beiträgen zur Arbeitslosen- und Rentenversicherung 
abgezogen. Hinzuaddiert wird, wenn kein Anspruch auf Krankengeld in der Gesetzlichen Krankenversicherung besteht, der 
Arbeitgeberanteil zu den Beiträgen zur Privaten Kranken- und Pflegepflichtversicherung. Eine Absicherung von 80% des 
Gesamtbeitrags (Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteil) zur Rentenversicherung ist zusätzlich möglich. 
 
Zusätzliche Einkünfte aus zusätzlich versicherter selbstständiger Tätigkeit sind nach den Regeln des Absatz 1 b) Teil II zu 
bestimmen.  
 
b) Selbstständige 
Bei versicherter selbstständiger Tätigkeit (z. B. Gewerbebetrieb, Land- und Forstwirtschaft, freiberufliche Tätigkeit) errechnet 
sich das Nettoeinkommen wie folgt: 
Ausgehend vom Bruttoeinkommen (dies ist der Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 EStG) werden von diesem die über den 
Steuerbescheid nachgewiesene Einkommens- sowie Kirchensteuer und der Solidaritätszuschlag abgezogen. Hinzu können die 
Beiträge zur eigenen privaten Kranken- und Pflegepflichtversicherung sowie gesetzlichen Rentenversicherung addiert werden.   
 
Liegt der Steuerbescheid noch nicht vor, gilt als Ausgangswert pauschal 75% des Bruttoeinkommens. 

 
Die Beispielrechnungen für Arbeitnehmer (Formular 17041xx) und für Selbstständige 
(17042xx) wurden aktualisiert. Sie finden die beiden Informationsblätter im Beratungshaus.  
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3.2. AVB von ehemals Deutscher Ring Krankenversicherungsverein a.G. 
Das Nettoeinkommen bei Arbeitnehmern wurde in Teil II der Bedingungen bislang als 80% 
des Bruttoeinkommens aus nichtselbständiger Tätigkeit definiert; bei Selbstständigen als 
80% des Gewinns aus selbstständiger Tätigkeit oder aus Gewerbebetrieb.  
 
Diese Nennung eines festen Wertes in den Bedingungen ist hinreichend konkret. Eine 
Änderung war somit weder erforderlich noch möglich. Es wurden lediglich einige 
redaktionelle Klarstellungen vorgenommen (wie z.B. das bei Arbeitnehmern auch Urlaubs- 
und Weihnachtsgeld mit berücksichtigt werden kann). Im Ergebnis bleibt die bisherige 
Regelung jedoch unverändert.  
 
Zu Ihrer Information haben wir hier die bisherige und die neue Formulierung zum 
„Nettoeinkommen“ für Sie aufgeführt.  
 
 
Bisherige Formulierung in den MB/KT Nr. 12 
 
Als Nettoeinkommen im Sinne der Versicherungsbedingungen gelten bei  
 
Selbstständigen: 
80 % des Bruttoeinkommens (Gewinn gemäß § 4 Absatz 3 EStG) aus selbstständiger (freiberuflicher) Tätigkeit oder aus 
Gewerbebetrieb; 
 
Arbeitnehmern: 
80 % des Bruttoeinkommens aus nichtselbstständiger Tätigkeit. 
 
 
 
 
Neue Formulierung in den MB/KT Nr. 12 
 
Als Nettoeinkommen im Sinne der Versicherungsbedingungen gelten bei 
 
Selbstständigen: 
80 % des Bruttoeinkommens (nachgewiesener Gewinn gemäß § 4 Absatz 3 EStG) aus der versicherten selbstständigen 
(freiberuflichen) Tätigkeit oder aus Gewerbebetrieb; 
 
Arbeitnehmern: 
80 % des nachgewiesenen Bruttoeinkommens aus der versicherten nichtselbstständigen Tätigkeit in den letzten zwölf Monaten 
vor dem Antrag auf Versicherungsschutz (zu berücksichtigen sind auch Urlaubs- und Weihnachtsgeld, vermögenswirksame 
Leistungen, regelmäßige Sonderzahlungen und Zulagen).  
Zusätzliche Einkünfte aus zusätzlich versicherter selbstständiger Tätigkeit, sind nach den Regeln des Teil II Nr. 12 erster 
Absatz zu bestimmen. 

 
 
Fazit:  
Die Absicherung von 80% des Bruttoeinkommens/ Gewinns ist eine einfache und nach wie 
vor passende Regelung, die im Regelfall insgesamt bedarfsgerecht ist. Da der tatsächliche 
Steuerabzug oftmals höher als 20% ist, können aus dem verbleibenden Teil die Beiträge zu 
einer KV oder RV zum überwiegenden Teil finanziert werden.  
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3.3 AVB von ehemals Nova Krankenversicherung a.G. 
Ähnlich wie in den Bedingungen von ehemals Deutscher Ring Krankenversicherungsverein 
a.G. sehen die Bedingungen von ehemals Nova Krankenversicherung a.G. einen 
pauschalen Ansatz vor. Als Nettoeinkommen gelten 75 % des aus der beruflichen Tätigkeit 
herrührenden Bruttoeinkommens. 
 

Diese Nennung eines festen Wertes in den Bedingungen ist grundsätzlich hinreichend 
konkret. Eine Änderung war somit nicht erforderlich und eine Angleichung an die 
Formulierung von z. B. „SIGNAL Krankenversicherung“ auch nicht möglich. Jedoch wurde 
auch hier überprüft, ob der bestehende Wert noch praxisgerecht ist. Wir konnten im Rahmen 
der Abstimmung erreichen, den Wert von 75% auf 80 % zu erhöhen und die Formulierung 
redaktionell zu ändern.   
 
 
Bisherige Formulierung in den MB/KT § 4 Teil II (11) 
Als Nettoeinkommen im Sinne von Abs. 2 Teil I gelten 75 % des aus der beruflichen Tätigkeit herrührenden Bruttoeinkommens. 
 
 
Neue Formulierung in den MB/KT § 4 Teil II (11) 
Abweichend zu § 4 Abs. 2 und ergänzend zu § 4 Abs. 4 gilt für die Ermittlung des Nettoeinkommens Folgendes: 
 
a) Arbeitnehmer 
Als Nettoeinkommen im Sinne dieser Versicherungsbedingungen gelten bei Arbeitnehmern 80% des nachgewiesenen 
Bruttoeinkommens der letzten zwölf Monate vor dem Antrag auf Versicherungsschutz (zu berücksichtigen sind auch Urlaubs- 
und Weihnachtsgeld, vermögenswirksame Leistungen, regelmäßige Sonderzahlungen und Zulagen) aus der versicherten 
nichtselbstständigen Tätigkeit.  
Zusätzliche Einkünfte aus zusätzlich versicherter selbstständiger Tätigkeit sind nach den Regeln des Absatz 11 b) Teil II zu 
bestimmen. 
 
b) Selbstständige 
Bei versicherter selbstständiger Tätigkeit (z. B. Gewerbebetrieb, Land- und Forstwirtschaft, freiberufliche Tätigkeit) wird als 
Nettoeinkommen 80% des nachgewiesenen Gewinns gemäß § 4 Abs. 3 EStG zugrunde gelegt. 

 
 
Fazit:  
Die Erhöhung des Wertes von 75% auf 80% des Bruttoeinkommens/ Gewinns ist zu 
begrüßen. Der einfache pauschale Ansatz bleibt erhalten und es bleibt bei einer simplen und 
nach wie vor passenden Regelung, die im Regelfall insgesamt bedarfsgerecht ist. Da der 
tatsächliche Steuerabzug oftmals höher als 20% ist, können aus dem verbleiben Teil die 
Beiträge zu einer KV oder RV zum überwiegenden Teil finanziert werden. 


